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Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Bericht über die fortdauernden Folgekosten des öffentlichen 
Personennahverkehrs 


Im Jahr 1964 legte eine auf Beschluß des Deutschen Bundestages 
eingesetzte Sachverständigenkommission einen umfassenden 
Bericht über den Ausbau des öffentlichen Nahverkehrs in 
Städten und Gemeinden vor, der die entscheidenden Impulse 
für die Bewältigung der Investitionsprobleme in diesem Bereich 
gab. Heute zeigt sich, daß neben den Investitionen und ihre 
Finanzierung das Problem der fortdauernden Folgekosten des 
öffentlichen Nahverkehrs mehr und mehr an Bedeutung ge- 
winnt. 

Die Kostenunterdeckung im öffentlichen Personennahverkehr 
hat in den vergangenen Jahren stark zugenommen. Der Fehl- 
betrag aller im Verband öffentlicher Verkehrsbetriebe zusam- 
mengeschlossenen Unternehmen stieg von 491 Mio DM im 
Jahr 1969 auf ca. 1,3 Mrd. DM im Jahr 1973. Bei der Deutschen 
Bundesbahn stieg der Fehlbetrag im öffentlichen Nahverkehr 
auf der Schiene von 1,4 Mrd. DM im Jahr 1969 auf 3,1 Mrd. DM 
im Jahr 1973. Die Ertragslage bei den privaten Unternehmen 
des öffentlichen Nahverkehrs und beim Busreisedienst von 
Bahn und Post ist ebenfalls besorgniserregend. 

Die seit langem geforderte gesetzliche Ubernahmeverpflichtung 
der gemeinwirtschaftlich bedingten Fehlbeträge der Nahver- 
kehrsunternehmen durch die öffentlichen Hände scheiterte bis- 
her insbesondere an den damit verbundenen erheblichen Haus- 
haltsrisiken. Die Bundesregierung betont, daß sie dem Ausbau 
des öffentlichen Nahverkehrs Priorität einräumt und stellt ent- 
sprechende Ausbauprogramme in Aussicht, über die zukünftige 
Entwicklung der sog. fortdauernden Kosten des öffentlichen 
Personennahverkehrs, die auf die öffentlichen Haushalte zu- 
kommen, bestehen jedoch keinerlei quantifizierte Erkennt- 
nisse. Hier bedarf es dringend einer eingehenden Untersuchung, 
insbesondere weil bereits die Entwicklung der Fehlbeträge in 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/2495 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


den letzten Jahren bei den öffentlichen Haushalten einen Teil 
der Investitionsmittel aufgezehrt hat, die für den weiteren Aus- 
bau des öffentlichen Nahverkehrs dringend notwendig ge- 
wesen wären. 


Der Bundestag wolle deshalb beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgef ordert, bis zum 1. Januar 1976 
einen Bericht über die zukünftige Entwicklung der fortdauern- 
den Folgekosten des öffentlichen Nahverkehrs für die öffent- 
lichen Hände zu erstellen. 

Dabei sollen insbesondere folgende Fragen untersucht werden: 

1. Auf welche Größenordnungen werden die fortdauernden 
Folgekosten des öffentlichen Nahverkehrs im Planungszeit- 
raum bis 1985 anwachsen 

a) unter status-quo-Bedingungen, d. h. bei gegenwärtigem 
Leistungsumfang der Betriebe des öffentlichen Personen- 
nahverkehrs, 

b) nach Realisierung der Investitionsprogramme im Nah- 
verkehr, soweit sie gegenwärtig vorliegen, 

c) bei alternativen Annahmen hinsichtlich der Entwicklung 
der Kosten einerseits und der eigenen Erträge der Ver- 
kehrsunternehmen andererseits? 

2. Wie werden sich die aus den öffentlichen Haushalten je- 
weils zu finanzierenden Ausgleichsleistungen an Nahver- 
kehrsunternehmen räumlich auf Ballungsgebiete und Nicht- 
ballungsgebiete aufgliedern? 

3. Welchen Einfluß werden Verkehrs verbünde 

a) in Ballungsräumen, 

b) in schwach strukturierten Räumen 

auf die Entwicklung der fortdauernden Folgekosten des 
öffentlichen Nahverkehrs haben? 

4. Wie kann bei einem weiteren Anwachsen gemeinwirtschaft- 
licher Ausgleichsleistungen der Zwang zu wirtschaftlichem 
Handeln bei den Betrieben des Nahverkehrs aufrechter- 
halten werden? 

5. Zeichnet sich die Anwendung neuer Technologien im Per- 
sonennahverkehrs ab, die die fortdauernden Folgekosten des 
Nahverkehrs für die öffentlichen Haushalte wesentlich ab- 
bauen könnten? 


Bonn, den 21. August 1974 


Carstens, Stücklen und Fraktion 
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